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SOLOTHURN
KANTON, STADT UND REGION

«Zu Beginn ist alles wunderbar», sagt
Pasqualina Perrig-Chiello. Die Zuhörer
haben sich am Sonntagmorgen im
Landhaus in Solothurn eingefunden
und sitzen gespannt auf ihren Stühlen.
«Aber wie sieht es nach einem Jahr,
nach zehn Jahren Beziehung aus?»,
fragt die Entwicklungspsychologin.

Sie beschäftigt sich mit langjährigen
Beziehungen und der Frage, warum ei-
nige zerbrechen und andere nicht. Im
Rahmen der Aktionstage Psychische
Gesundheit im Kanton Solothurn be-
antwortete sie diese und andere
Fragen.

Es ging ums Überleben
Die Liebesehe gibt es der Wissen-

schaftlerin zufolge erst seit der Roman-
tik. Und noch lange sei es bei der Ehe
in erster Linie ums Überleben gegan-
gen – das individuelle Glück war zweit-
rangig. Nach den Weltkriegen sei dann
das goldene Zeitalter der Ehe angebro-
chen. Die Frau kümmerte sich zu Hau-
se um Haushalt und Kinder und um das
Emotionale. Zu Hause musste es schön
warm und angenehm sein. Der Mann
dagegen war draussen in der rauen Re-
alität, kümmerte sich darum, dass es
der Familie finanziell gut ging.

Heute sei man nicht mehr vom Part-
ner abhängig. «Die Liebe ist heute der
einzige Grund für eine Ehe», so Pasqua-
lina Perrig-Chiello. Aber Liebe sei nun
mal ein Gefühl, «und Gefühle hat man

nicht immer im Griff». Durch diese
Freiheit, nur aus Liebe heiraten zu kön-
nen, habe man viel mehr Selbstverant-
wortung als früher.

Eine weitere Herausforderung sei da-
bei die Individualisierung. «Wie oft hört
man den Satz: ‹Es muss für mich stim-
men›?», fragt Perrig-Chiello die Zuhö-
rer. Dieser Satz sei modern, den habe
früher kaum jemand gesagt.

Man stelle zudem traditionelle Werte
infrage, wie zum Beispiel die Treue.
Junge Menschen würden diese zwar
sehr hoch werten in der Beziehung, in
der Realität sehe dies aber ganz anders
aus. Man spreche nicht gern über

Treue und viele Menschen seien aus-
probierfreudig. Es sei nachgewiesen,
dass Religion eine bindende Wirkung
hat. Man müsse sich heute den eigenen
Werten bewusst werden, um auch
wirklich danach leben zu können.

Rezept für eine glückliche Ehe
«Menschen in langjährigen Beziehun-

gen leben länger als Menschen ohne
Beziehung.» Dennoch würden immer
mehr Ehen geschieden. Und zwar nicht
die jüngeren Ehen, sondern vor allem
die langjährigen. Das häufigste Schei-
dungsalter bei Frauen sei 48, bei Män-
ner 49. Das könne aber auch mit der

längeren Lebenserwartung zu tun ha-
ben. «Vielleicht haben sich einige Pro-
bleme früher durch den Tod von allei-
ne gelöst», sagt die Psychologin und
löst damit Gelächter aus. Bei einer
Scheidung im mittleren Alter würden
meist viele Faktoren mitspielen: Verän-
derungen in der Familie, Wechseljahre,
Depressionen. Es handle sich um eine
Phase des Wachsums – und dies könne
auch Schmerzen auslösen. An erster
Stelle der partnerschaftlichen Gründe
für eine Scheidung steht übrigens nicht
das Fremdgehen, sondern die Entfrem-
dung, das sogenannte «Auseinander-
leben».

Die Faktoren, welche eine Beziehung
erhalten, sind simpel: Interesse am an-
dern, Bestätigung, Zuneigung, Freude
und Humor. Man dürfe dabei seinen
Selbstwert nicht verlieren und sich
nicht zu sehr von der Romantik in die
Irre führen lassen. «In der Realität ist
Unvollkommenheit die Regel», sagt Per-
rig-Chiello. Zu vergeben sei wichtig,
den andern zu respektieren und auch
Wut und Schmerz zulassen zu können.
Laut geschiedenen und verheirateten
Paaren seien Kommunikation und Ge-
meinsamkeiten das Wichtigste für eine
langjährige, glückliche Beziehung. Und
was es auch immer brauche, sei Glück.

«Unvollkommenheit ist die Regel»
Liebe Was ist das Rezept für
eine glückliche, langjährige
Beziehung? Die Entwicklungs-
psychologin Pasqualina Per-
rig-Chiello verrät, warum uns
die moderne Ehe und langjäh-
rige Beziehungen in der heuti-
gen Gesellschaft vor neue
Herausforderungen stellen.
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Für immer und ewig? Für eine langjährige, glückliche Partnerschaft braucht es mehr als das Gefühl der Liebe. KEYSTONE

So, wie sich das der Regierungsrat vor-
stellt, wird die «Aufgabenentflechtung»
im Sozialwesen kaum zu bewerkstelli-
gen sein. Wo sie bezahlen sollen, for-
dern die Gemeinden für sich auch die
Verantwortung und Entscheidkompe-
tenzen ein. Und sie werden darin von
den meisten Parteien bestärkt.

Es geht um eine Revision des Sozial-
gesetzes. Heute teilen sich Kanton und
Gemeinden den Aufwand für Ergän-
zungsleistungen und die Pflegekosten-
beiträge. In Zukunft sollen die Gemein-
den allein die Kosten für die Ergän-
zungsleistungen zur AHV und die gan-
zen Pflegekosten übernehmen. Der
Kanton übernimmt dafür allein die Kos-
ten für die Ergänzungsleistungen zur IV
und neu die Kosten für die Fremdplat-
zierung von Minderjährigen.

Gemeinden fordern Einfluss
Nach den Berechnungen im Ver-

nehmlassungsentwurf der Regierung
ergeben sich dabei auf beiden Seiten
gleich hohe Mehr- und Minderbelastun-
gen. So weit also alles im Lot, möchte
man meinen. Und der Vorschlag hat
den Vorteil, dass er zu einer konse-
quenten Aufgabenteilung führt: Die Ge-

meinden kümmern sich um das Leis-
tungsfeld Alter, der Kanton um das
Leistungsfeld Behinderung. Doch die
Gemeinden stellen sich quer. Was der
Regierungsrat da präsentiert, sei näm-
lich eine reine Finanzierungs-, aber kei-
ne Aufgabenentflechtung. Der Verband
der Einwohnergemeinden «verlangt» in
seiner Vernehmlassungsantwort, dass
den Gemeinden für den Altersbereich
auch neue Kompetenzen übertragen
werden. Auf die Höhe der Ergänzungs-
leistungen haben sie kaum Einfluss,
hier hat der Bund das Sagen. Im kanto-
nalen Sozialgesetz sollen dafür aber die
Bettenplanung oder die Definition der
Qualitätsanforderungen für Heime in
die Verantwortung der Gemeinden ge-
legt werden. Sie schlagen dazu ein
«kommunales Aufsichtsgremium» vor,
das die notwendigen planerischen und
aufsichtsrechtlichen Funktionen wahr-
nehmen soll.

Dass die Gemeindelobby bei der Pfle-
ge auf eine konsequente Anwendung
des Prinzips «Wer zahlt, befiehlt»
pocht, hat seinen guten Grund: Auf-
grund der demografischen Entwick-
lung ist anzunehmen, dass die Kosten
für die künftig von den Gemeinden al-
lein zu tragenden AHV-Ergänzungsleis-
tungen und die Pflege weit stärker stei-

gen werden als in den Leistungsfel-
dern, die an den Kanton gehen. Man
trage hier ein hohes finanzielles Risiko,
deshalb will man einerseits selber steu-
ern können und verlangt anderseits,
dass der künftige Kostenausgleich zwi-
schen Kanton und Gemeinden «als ver-
bindliche Grösse rechtlich und poli-
tisch festgelegt werden muss»: Mit ei-
ner neuen «Stellschraube» im Finanz-
ausgleich soll der Ausgleichsbedarf fest-
gestellt und umgesetzt werden.

Halt auf halber Strecke
Letzte Woche ist die Vernehmlassung

zur geplanten Revision des Sozialgeset-
zes abgelaufen. Wie ein Blick in die Ein-
gaben zeigt, wird die Vorlage kaum oh-
ne Nachbesserungen im Sinn der For-
derungen der Gemeinden durch das
Parlament zu bringen sein. Zumindest
die bürgerlichen Parteien sehen die
gleichen Schwächen wie die Gemeinde-
lobby. Die deutlichsten Worte findet da-
bei wie gewöhnlich die SVP. Sie zeigt
sich «enttäuscht» vom Entwurf der Re-
gierung und lehnt ihn ohne Kompe-
tenzverschiebung zu den Gemeinden
rundweg ab. Eine solche sei dringend
nötig, damit «die ausufernde Sozial-
industrie wieder unter Kontrolle ge-
bracht werden kann». Der Vorwurf der

SVP: Die Gemeinden würden zu immer
mehr Ausgaben gezwungen, die sie
nicht selber kontrollieren und steuern
können. Auf der anderen Seite schreite
mit der Zuständigkeit des Kantons für
Fremdplatzierungen und IV-Ergän-
zungsleistungen die «Anonymisierung
und Professionalisierung» des Sozialbe-
reichs ausgerechnet dort fort, wo in
den letzten Jahren eine regelrechte So-
zialindustrie aufgebaut worden sei.
Man erachte es als nötig, dass der Kan-
ton die Kompetenzen im Sozialbereich
«weitgehend auf die Gemeindeebene
zurückverschiebt».

Auch die Freisinnigen kritisieren,
dass zwar die Finanzierung klar ent-
flechtet werde, sich im Aufgabenbe-
reich aber mit Ausnahme der Fremd-
platzierungen eigentlich nichts ändere.
Das sei «nicht konsequent und auf hal-
ber Strecke stehen geblieben». Was die
zu erwartende Entwicklungsdynamik
bei AHV-Ergänzungsleitungen und Pfle-
gekosten betrifft, verlangt die FDP ei-
nen Mechanismus, der es erlaubt, die
Aufgaben- und Finanzierungsteilung
anzupassen. Eine Anpassung via Fi-
nanzausgleich erachte man als falschen
Weg. Hier sieht auch die CVP ein Pro-
blem. Man sehe eine grosse Gefahr,
dass sich die Pflegekosten gegenüber

den anderen Leistungsfeldern überpro-
portional entwickeln, was zu einer sig-
nifikanten Mehrbelastung der Gemein-
den führen könnte – ohne dass sie über
grosse Steuerungsmöglichkeiten verfü-
gen. Hier seien die Korrekturmassnah-
men über den Finanzausgleich zu un-
bestimmt. Es müssten zumindest
Grundzüge im Gesetz festgeschrieben
und absehbar sein, ab welchem Aus-
mass einer Kostenverschiebung einge-
schritten wird.

Die ganz andere Sicht
Auf der links-grünen Seite scheint

man das gelassener zu sehen. Die Grü-
nen erachten die neue Aufteilung als
als richtig, «auch wenn die finanziellen
Verschiebungen noch schwer abschätz-
bar sind». Die SP zeigt sich zwar auch
skeptisch, was das künftige Kosten-
gleichgewicht zwischen Kanton und
Gemeinden betrifft. Interessanterweise
teilt sie aber nicht die Bedenken im
bürgerlichen Lager, sondern erachtet
im ganzen Leistungsfeld Alter im Ge-
genteil die «sehr beschränkten Einfluss-
möglichkeiten des Kantons» als kri-
tisch. Es sei zu befürchten, dass dieser
Bereich von den Gemeinden sehr un-
terschiedlich gesteuert und bewirt-
schaftet wird.

Wer zahlt, soll auch entscheiden können
Sozialwesen Pläne Aufgabenentflechtung zwischen Kanton und Gemeinden stossen auf Kritik
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